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Ende 2019 waren 79,5 Millionen Menschen auf der Flucht, so die Zahlen des UN-
Flüchtlingshilfswerks UNHCR. Damit ist ein Rekordhoch erreicht. Allein im letzten Jahr stiegen die
Zahlen um 9 Millionen. Mit der Corona-Pandemie dürfte sich die Lage weiter zuspitzen. 45,7
Millionen suchen in ihrem eigenen Land Zuflucht und gelten als Binnenvertriebene. Dazu kommen
26 Millionen in andere Staaten Geflohene und 4,2 Millionen Asylsuchende. Das UNHCR zählte
erstmals 3,6 Millionen VenezolanerInnen mit, die ins Ausland geflohen waren, aber keinen
Flüchtlingsstatus besitzen.

Die Türkei nahm mit 3,6 Millionen Geflüchteten und 300.000 Asylsuchenden die meisten Menschen
auf, gefolgt von Kolumbien, Pakistan, Uganda und Deutschland. Pakistan und Uganda haben im
letzten Jahr jeweils 1,4 Millionen aufgenommen. Insgesamt kamen 85 % in sogenannten
Entwicklungsländern unter, weniger als 10 % in Europa. In ihre Heimat kehren immer weniger
Menschen zurück aufgrund anhaltender Konflikte. In den 1990er Jahren waren es 1,5 Millionen pro
Jahr im Durchschnitt, im letzten Jahr waren es 385.000.

Der Kommissionsplan

In der EU leben 513 Millionen BürgerInnen und nur gut 2 Millionen Flüchtende. Letzteres ist also
ein Klacks im Vergleich zu o. a. Zahlen. Die EU-Kommission hat Ende September ihren Plan zur
Reform des europäischen Asylsystems vorgelegt. Er sieht Asylverfahren an den Außengrenzen,
schnellere Abschiebungen und die Ernennung eines/r RückführungskoordinatorIn vor. Bei „hohen
Flüchtlingszahlen“ sollen alle Mitgliedsländer zu „Solidarität“ mit den Ankunftsländern verpflichtet
werden – sei es über Flüchtlingsaufnahme oder Hilfe bei Abschiebungen. Im Fall dieser „Krise“
werden MigrantInnen auf einzelne Länder verteilt, auch ohne Aussicht auf einen Schutzstatus.
Abschiebungen werden als Gewährung der Hilfeleistung akzeptiert und müssen binnen 8 Monaten
erfolgen. Andernfalls muss das Land die Flüchtlinge aufnehmen. Gleichzeitig plant die von der
Leyen-Behörde mehr legale Einwanderungsmöglichkeiten. 2016 war der Versuch gescheitert, die
damals noch 28 EU-Staaten für eine Reform des Asylrechts zu gewinnen.

Pro-Asyl-Geschäftsführer Günter Burkhardt moniert, der Pakt laufe auf die Abschaffung eines fairen
Asylverfahrens hinaus durch eine Vorprüfung an den Außengrenzen, wer überhaupt zum Verfahren
zugelassen wird. Cornelia Ernst, Abgeordnete der Linken im EU-Parlament, sieht in ihm rote Linien
wie die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, die Genfer Flüchtlingskonvention und die EU-
Grundrechtecharta überschritten. Besonders kritisierte sie die Möglichkeit, dass sich Länder von der
Aufnahme von Flüchtlingen freikaufen dürfen.

Am Dublin-System, dem zufolge jener Staat für das Asylverfahren zuständig ist, dessen Boden
der/die Schutzsuchende zuerst betritt, rüttelt der Plan nicht. Dieses hat Ländern den Vorwand
geliefert, jede Verantwortung auf den „äußeren Ring“ (Griechenland, Italien, Malta) abzuwälzen. Die
Kommission will den Außengrenzenschutz durch Frontex verstärken, aber auch durch neue Verträge
mit Anrainerstaaten nach dem Muster des Deals mit der Türkei sowie Nutzung des EU-
Visumsystems. Die schwedische Kommissarin für Inneres, Ilva Johansson, kündigte einen
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fünftägigen, verpflichtenden „Screening“-Prozess für MigrantInnen nach ihrer Ankunft an – mit
polizeilicher Registrierung und einer ersten Entscheidung über die Aussichten eines Asylanspruchs.
Dies entspricht der seit Jahren verfolgten Linie Bundesinnenminister Horst Seehofers!

Widerspruch aus der rechten Ecke erfolgte aus Ungarn und Tschechien. Ihnen missfällt, dass sie in
Ausnahmefällen verpflichtet werden sollen, Schutzsuchende aufzunehmen. Sie wollen
Verhandlungen mit nordafrikanischen Ländern über die Einrichtungen von Hotspots wie Moria auf
Lesbos, wo die Geflüchteten dann zusammengepfercht und registriert werden sollen. Die Idee ist
nicht neu, nur gibt es bislang keine entsprechenden Abkommen.

Unser Fazit: Der neue Vorschlag ist nichts weiter als ein Herumdoktern an einem inhumanen
System und eine Fortschreibung der Abschottung, des Ausbaus der „Festung Europa“. Am
katastrophalen Lagersystem z. B. an den griechischen Außengrenzen, wo Mindeststandards bei der
Unterbringung und beim Schutz der dortigen Menschen missachtet werden, will die Kommission
nichts ändern. Im Gegenteil: sie sollen am besten erst gar nicht bis an die Grenzen der EU gelangen
dürfen und gleich in Libyen, der Türkei, Marokko, Niger, Mali oder sonst wo bleiben.

5 Jahre Veränderungen

Aber nicht nur mit der Türkei, sondern auch mit der sogenannten libyschen Küstenwache hat die EU
Mittel und Wege gefunden, um Asylsuchende vor Europas Grenzen zu stoppen. Letztere wurde von
EuropäerInnen ausgebildet und mit technischen Mitteln unterstützt. Amnesty International kann ein
Lied von deren Menschenrechtsverletzungen singen an Bootsflüchtlingen, die von der
„Küstenwache“ aufgegriffen und zurück nach Libyen gebracht wurden. Staatliche wie
nichtstaatliche TäterInnen pferchen sie in menschenunwürdigen Lagern ein, töten sie, lassen sie
verschwinden oder zwingen sie zu SklavInnenarbeit.

Vor 5 Jahren rief Merkel im Obama-Stil angesichts der Flüchtlingswelle aus: „Wir schaffen das!“
Doch was hat sich seither getan? In welche Richtung ist der Zug der Migrationspolitik gefahren? Die
ursprüngliche Seenotrettung der EU im Mittelmeer ist eingestellt (Mare Nostrum, Sophia). Die zivile
Seenotrettung wird behindert und kriminalisiert (Italien, Malta). Das Bundesverkehrsministerium
fordert von Rettungsorganisationen aufwendige und unbezahlbare Anpassungen. Eine neue
Bundesverordnung für Seesportboote und Schiffssicherheit, ermächtigt durch das
Seeaufgabengesetz, untersagt z. B. der NGO Mare Liberum mit ihrem gleichnamigen Boot die
Seenotrettung. Die griechische Küstenwache schiebt Geflüchtete illegal in die Türkei zurück oder
setzt sie auf aufblasbaren Plattformen im offenen Meer aus. Ein Schutzstatus für verfolgte Lesben
und Schwule bleibt in der BRD weiterhin Ermessenssache. Griechenland nahm im März einen Monat
lang keine Asylanträge mehr an und involvierte erstmals das Militär umfassend in die
Flüchtlingsabwehr.

Die Innenministerkonferenz im Juni 2019 verschärfte die Rückführungsbestimmungen nach
Afghanistan. In Bezug auf Syrien wurde zwar der Abschiebestopp bis zum 31. Dezember 2019
verlängert, doch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) soll danach nicht mehr
subsidiären Schutz gewähren, sondern den schwächeren Abschiebeschutz. Die im gleichen Monat
von der Großen Koalition beschlossenen 8 Gesetzesänderungen, darunter das
Fachkräfteeinwanderungsgesetz und das „Zweite Gesetz zur besseren Durchsetzung der
Ausreisepflicht“ („Geordnete-Rückkehr-Gesetz“), verschärften u. a. die Bestimmungen zur
Abschiebehaft. Fluchtgefahr ist keine Vorbedingung mehr. Die Polizei hat jetzt bundesweit das
Recht, Unterkünfte Geflüchteter ohne Durchsuchungsbefehl zu betreten. Bei „Gefahr im Verzuge“
kann auch die Ausländerbehörde das Eindringen der Polizei genehmigen.

Am 23. Juli 2020 tagten in Wien VertreterInnen von 20 beteiligten Staaten zwecks Errichtung eines



Frühwarnsystems auf der sogenannten Balkanroute. Grenzschutz, Rückführung von Menschen ohne
Bleiberecht und beschleunigte Asylverfahren wurden als Ziele genannt. Werden diese an den
Außengrenzen nicht aufgehalten, soll sich zukünftig eine Wiener Behörde um das Schicksal derer in
diesem Sinne kümmern, die es in die Binnenländer der EU geschafft haben. Dieses Amt bildet
offensichtlich die Blaupause für den/die RückführungskoordinatorIn im Plan von der Leyens.
Kroatien spielt den gewünschten Part beim Schutz u. a. Deutschlands vor ungewollter Migration an
der bosnischen Grenze: zu Tausenden wurden dort Aufgegriffene stundenlang eingesperrt,
geschlagen und um ihre Habseligkeiten gebracht, bevor sie zurückgeschickt werden. Diese Push-
Backs sind nach internationalem Recht gar nicht erlaubt.

Dissonanzen

Während der jüngsten Brandkatastrophe im Lager Moria entzündete sich in der EU eine Debatte, ob
und wenn ja, wie viele Refugees in den einzelnen Ländern aufgenommen werden sollten. Die BRD
und Frankreich hatten schon vorher Versuche unternommen, eine „Koalition der Willigen“ zustande
zu bringen. Bei einem EU-Ministertreffen in Helsinki Mitte Juli 2020 hatten sie 14 Staaten um ihren
Vorschlag herum gruppiert – davon 8 zu „aktiver Mitarbeit“ bereite –, eine gemeinsame Verteilung
für in Seenot Gerettete durchzusetzen. Italien wehrte sich gegen das Ansinnen, dass Boote mit
geretteten MigrantInnen in seinen oder maltesischen Häfen anlegen können sollten, die dann zur
Umverteilung in andere Länder anstünden. Italien bemängelte, dass ihr Ausstieg z. B. in
französischen Häfen nicht vorgesehen war.

Schon im März hatte der „willige Koalitionspartner“ Deutschland versprochen, 1.500
Flüchtlingskinder von den griechischen Inseln aufzunehmen. Es handelte sich dabei um Kinder von
Angehörigen, die sich schon in der BRD aufhielten. Das vom Bundestag beschlossene Kontingent zur
Familienzusammenführung von 1.000 Menschen pro Monat war noch gar nicht ausgeschöpft
worden. Nach der Brandkatastrophe wiesen NGOs wie Seebrücke, Sea-Watch u. a. darauf hin, dass
etliche deutsche Städte und Bundesländer sich längst zur Aufnahme Geflüchteter bereiterklärt
hatten. Doch Seehofer blockierte, stand anfänglich nur 150 Aufzunehmende zu, bis es dann nicht
zuletzt auf Druck durch zahlreiche Demonstrationen doch 1.500 werden sollten. Die griechische
Regierung teilte dazu mit, dass eine Chance auf Ausreise nur jene erhielten, deren Asylverfahren
positiv beschieden wurde – so auch die 408 Flüchtlingsfamilien, die nun von der BRD aufgenommen
werden sollen.

Der Bundesinnenminister hatte noch im September die Landesaufnahmeprogramme von Berlin und
Thüringen gestoppt, weil sie die Verteilungsverhandlungen in der EU gefährdeten. Wer wie die
Grünen, die Linkspartei und einige SPD-PolitikerInnen fordere, auf die Bereitschaft vieler
Kommunen zur Aufnahme weiterer Flüchtlinge zu setzen, müsse auch nach Italien, Malta, Spanien
und auf den Balkan schauen, wo es viele Asylsuchende gebe.

Abseits von humanitärem Geschwafel verfolgt die deutsche EU-Ratspräsidentschaft (ab 1. Juli 2020)
die bekannte Linie. Am 7. Juli beriet das Innen- und Justizministertreffen über Verzahnung und
Datenaustausch zwischen nationalen Polizeibehörden und die Stärkung von Europol. Die
„VerweigerInnen“, die sich einem im letzten September auf Malta ausgehandelten
Verteilungsmechanismus für aus Seenot gerettete Flüchtende entziehen, wurden sanft ermahnt. Das
Anfang 2020 in Kraft getretene griechische Asylrecht, das auf Abschreckung und Abschiebung setzt,
den Zugang zum Asylverfahren erschwert und Antrags- wie Entscheidungsfristen verkürzt, wurde
nicht kritisiert.

Trotz aller Dissonanzen halten „Willige“ wie „VerweigerInnen“ am gemeinsamen Ziel fest, das
europäische Asylsystem tiefgreifend zu verschärfen. Das humanitäre Gehabe einiger „Williger“ dient
nur dessen Flexibilität und Stabilisierung. Die Blockade der HardlinerInnen ist ein willkommener



Vorwand, die menschenfreundliche Fassade der „Gutmenschen“ aufzupolieren und gleichzeitig die
Zugeständnisse minimal zu halten.

Forderungen

Weg mit dem Dublin-System!
Weg mit Frontex!
Ungehinderte staatliche und zivile Seenotrettung!
Freie Einreise für Geflüchtete in jedes Land ihrer Wahl!
Für offene Grenzen! Für volle demokratische und staatsbürgerliche Rechte aller, die
im Land leben wollen!
Verknüpft den Kampf gegen die Festung Europa mit dem gegen die Krise!
Schafft eine antirassistische ArbeiterInneneinheitsfront und antirassistische
Selbstverteidigung gegen rechte Angriffe!


